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nehme  ich  zu  der  Replik  der  Beschwerdeführerin  vom  02.06.2026  für  den 

Beschwerdegegner wie folgt Stellung:

Es  bedarf  keines  –  von  der  Beschwerdeführerin  ausdrücklich  verweigerten  – 

„Anerkenntnisses“  durch  sie,  dass  die  in  Rede  stehende  ersetzende  Verordnung  des 

sächsischen Landesrechts in der vom Oberverwaltungsgericht in seinem angegriffenen 

Urteil festgestellten Art und Weise, insbesondere auch in zeitlicher Hinsicht, in Kraft 

getreten ist. Vereinfacht gesagt: „Das ist eben so.“

Von  dieser  letztlich  auch  von  der  Beschwerdeführerin  nicht  in  Zweifel  gezogenen 

Tatsache ausgehend kreist auch dieser Schriftsatz wiederum allein um die schon in der 

Beschwerdebegründung formulierte Behauptung, es habe sich bei der neuen Verordnung 

um eine solche gehandelt, die „zwar formal bereits ausgegeben oder verkündet war, der 

Normtext  der  Öffentlichkeit  aber  noch  nicht  in  einer  Weise  eröffnet  war,  die  eine 

verlässliche  und  zumutbare  Kenntnisnahme  ihrer  Außerkraftsetzungswirkung 

gewährleistete“ (Bezugsschriftsatz S. 1 f.). 

Dabei geht auch die Beschwerdeführerin (a.a.O., S. 6 ff.) zutreffend davon aus, dass die 

Frage der zumutbaren Kenntnismöglichkeit nicht von den subjektiven Gegebenheiten 

oder Befindlichkeiten des einzelnen Rechtsbetroffenen abhängen kann. 

Vor diesem Hintergrund ist die von den Beschwerdeführern aufgeworfene Frage ohne ein 

Revisionsverfahren  zwingend  in  der  Weise  zu  beantworten,  dass  die  zumutbare 

Kenntnisnahmemöglichkeit – und sei es im Wege einer unwiderleglichen Vermutung 

bzw. Fiktion – dann eingetreten ist, wenn die Norm in der gebotenen Art und Weise im 

entsprechenden Verkündungsmedium verkündet  worden ist  und der in ihr geregelte 

Zeitraum, der zwischen der Verkündung und Inkrafttreten liegen soll,  abgelaufen ist. 

Alles  andere  wäre  mit  den  Grundsätzen  der  zur  Recht  von  der  Beschwerdeführerin 

geforderten  einheitlichen  Beurteilung  der  Kenntnisnahmemöglichkeit  durch  alle 

Rechtsbetroffenen nicht zu vereinbaren. Deshalb ist nochmals zu wiederholen, was hierzu 

bereits  in  der  Beschwerdeerwiderung  (S.  3  f.)  ausgeführt  wurde  und  worauf  die 

Beschwerdeführerin in ihrer Erwiderung mit keinem Wort eingeht:

„Die von der Beschwerde konkret formulierte Frage, wie es sich verhält, wenn – 
wie sie für die vorliegende Situation meint feststellen zu können – der Normtext 
der neuen Verordnung „der Öffentlichkeit aber noch nicht in einer Weise eröffnet 
war,  die  eine  verlässliche  und  zumutbare  Kenntnisnahme  ihrer  
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Außerkraftsetzungswirkung  gewährleistete“,  vermag  daran  nichts  zu  ändern.  
Denn  mit  dieser  Behauptung  benennt  die  Beschwerdebegründung  keinerlei  
greifbaren  Zeitpunkt,  bis  zu  dem  die  solchermaßen  postulierte  
Übergangssituation gegeben sei.  Eine  solche  zeitliche  Begrenzung wäre  auch  
objektiv  nicht  ermittelbar.  Dies  gilt  nicht  nur  für  ursprünglich  unbefristet  
erlassene  Verordnungen,  sondern  auch  für  solche,  die  –  wie  hier  die  
verfahrensgegenständliche  –  von  vornherein  zeitlich  befristet  wurden,  selbst  
wenn ihre Ablösung durch eine weitere Verordnung sodann vor Ablauf dieser  
Frist  erfolgt  ist.  Vielmehr gilt  auch hier,  dass  sich die  Rechtsbetroffenen die  
ordnungsgemäß erfolgte Verkündung einer Norm und deren Regelungen über  
das In- bzw. Außerkrafttreten dieser oder eine Vorgängernorm ab dem in der  
(neuen) Norm genannten Zeitpunkt entgegenhalten lassen müssen. Dabei ist der 
Eintritt  dieser  Wirkungen  ab  dem  Tag  nach  der  Verkündung,  wie  hier  im  
Ergebnis geschehen, rechtsstaatlich und grundrechtlich unbedenklich.“

Alles  Andere  würde  die  Funktion  der  gebotenen  –   hier  erfolgten  –  normativen 

Regelungen zur Verkündung und dem Inkrafttreten von Rechtsnormen  gegenstandslos 

machen und dadurch zu heilloser  Verunsicherung für  die  Rechtsbetroffenen führen. 

Letztlich würde es sogar die Funktion von Verkündungsblättern ad absurdum führen.

Abweichendes lässt sich auch nicht der von der Beschwerdeführerin abermals zitierten 

Entscheidung des BVerfG (Beschluss vom 22.11.1983 – 2 BvL 25/81 -, juris Rn. 36 ff.)  

entnehmen. Indem das Gericht dort für Bebauungspläne die einschlägigen „gelockerten“ 

Verkündungsformen  wegen  der  dort  gegebenen  besonderen  Verhältnisse  als 

verfassungsrechtlich  zulässig  beurteilt  hat  („es  ausreichen  kann,  sie  nicht  in  einem 

gedruckten Publikationsorgan zu veröffentlichen, sondern nur auf einer Dienststelle zu 

jedermanns Einsicht bereitzuhalten“, Rn. 36; positive Subsumtion in Rn. 39), hat es den 

Grundsatz  der  Veröffentlichung  in  einem  gedruckten  Publikationsorgan  als  die 

Regelform,  für  deren  zeitliche  und  inhaltliche  Relevanz  es  aus  den  vorgenannten 

Gründen  nicht  auf  die  individuellen  Verhältnisse  der  einzelnen  Rechtsbetroffenen 

ankommen kann,  nicht nur nicht in Frage gestellt, sondern bekräftigt.

Dr. Dr. Jürgen Rühmann   
Rechtsanwalt


